
Auf einen Blick  

Im Jahr 2006 veröffentlichte der Bundes-
minister für Umwelt, Naturschutz und 

 Reaktorsicherheit ein erstes Memorandum für 
einen „New Deal“ von Wirtschaft, Umwelt 

und Beschäftigung. Gerade im Hinblick auf 
die zum damaligen Zeitpunkt noch nicht 

absehbare Finanz- und Wirtschaftskrise hat 
das Memorandum in vieler Hinsicht Maßstäbe 

gesetzt, da es für eine keynesianisch-
geprägte staatliche Interventionspolitik 

klar Stellung bezieht. Grund genug, fünf 
Jahre nach seiner Veröffentlichung im 

Lichte der Debatte zu einem „Green New 
Deal“ das Konzept neu zu refl ektieren. 

Ökologische Industriepolitik darf nicht als 
Selbstzweck gesehen werden, sondern als 

Instrument, um den ökologischen Struktur-
wandel zu erreichen.

Die Schaffung von weiteren „Vorreiter-
märkten“ Ökologischer Industriepolitik

Der Begriff der Ökologischen Industriepolitik steht 
in der Tradition von Konzepten der nachhaltigen 
Entwicklung, die das ökonomische Ziel des Wirt-
schaftswachstums mit den ökologischen Erforder-
nissen des Klimaschutzes und der Ressourcenscho-
nung verbinden: „Dreh- und Angelpunkt eines 
Modells nachhaltiger Entwicklung muss eine ‚dritte 
industrielle Revolution‘ werden, in deren Zentrum 
die Energie- und Ressourceneffi zienz steht. Statt 
Ökonomie und Ökologie gegeneinander auszuspie-
len, muss endlich verstanden werden, welche öko-
nomischen Potenziale ein notwendiger ökologischer 
Strukturwandel hat: Neues Wachstum, neue Wert-
schöpfung, neue Produkte und Verfahren und neue 
Beschäftigung sind möglich. Dafür brauchen wir die 
Ökologische Industriepolitik“2. 

Mit der Einführung des Begriffs der Ökologischen 
 Industriepolitik stellt sich zunächst die Frage, was 
sich dahinter verbirgt. Möglicherweise noch wichti-
ger ist die Frage, was nicht mehr dazu gehört. Wenn 
es also eine Ökologische Industriepolitik gibt, gibt es 
dann auch eine unökologische Industriepolitik?

Jede Art von Industrie – insbesondere wenn es sich 
um produzierendes Gewerbe handelt – ist mit dem 
Verbrauch von Material verbunden. Die Nutzung 
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die Frage nach den Grenzen des globalen Wirt-
schaftswachstums stellen. Die  Staatengemeinschaft 
muss Antworten formulieren, die ein gerechtes 
und friedliches Miteinander auf einem gefährde-
ten Planeten mit knapper werdenden Ressourcen 
und zunehmenden Ausfällen lebenserhaltender 
Ökosystemfunktionen ermöglichen. Die Pionier-
funktion des Staates darf sich daher nicht auf die 
Erschließung von „Vorreitermärkten“ beschrän-
ken, sondern muss auch im Bereich der Diploma-
tie und der multilateralen Abkommen neue Wege 
gehen. Neue multilaterale Abkommen zur ge-
rechten Verteilung des weltweiten Energie- und 
Ressourcenverbrauchs werden dann nicht nur 
neue Märkte erschließen, sondern möglicherwei-
se auch traditionelle ressourcenintensive Kon-
sum- und Produktionsstrukturen beschränken.

Benchmarks zur Grundlage ökologisch 
industriepolitischen Handelns machen

Die Bundesregierung hat sich verpfl ichtet, bis zum 
Jahr 2020 die Energie- und Rohstoffproduktivität 
zu verdoppeln und den Anteil erneuer barer Ener-
gien an der Stromerzeugung auf mindestens            
20 Prozent zu steigern. Insgesamt fehlt allerdings 
eine industriepolitische Vision und Maßstäbe, wie 
die globalisierten Wertschöpfungsketten der deut-
schen Industrie insgesamt dazu beitragen können, 
die viel zu hohe Belastung des Planeten absolut zu 
senken. Durch eine zu beschränkte Sichtweise un-
serer Ressourcennutzung drohen Umweltbelastun-
gen in andere Staaten verlagert zu werden. Dies 
betrifft insbesondere die Extraktion von natürli-
chen Ressourcen (z. B. Bergbau, Fischerei, Biotreib-
stoffe, Tropenholz) und damit oft ärmste Teile der 
Bevölkerung anderer Staaten. Die Komplexität un-
seres industriellen Stoffwechsels verlangt nach dif-
ferenzierten Lösungen und Benchmarks im Rah-
men unterschiedlichster Wertschöpfungsketten.

Einen intelligenten ökologisch-
industriellen Regulierungsrahmen 
entwickeln

Deutschland hat im Laufe seiner Umweltpolitik 
eine Palette von Instrumenten entwickelt, die 
 einen intelligenten ökologisch-industriellen Re-
gulierungsrahmen bilden könnten. Das Erneuer-
bare Energien Gesetz (EEG) gehört inzwischen zu 
einer der am meisten kopierten Gesetzesinitia-
tiven der Welt. Neben ambitionierten ökologi-
schen Grenzwerten und Produktionsstandards 
gibt es eine Reihe von erfolgreichen Instrumen-
ten einer Ökologischen Industriepolitik, wie z. B. 
die Ökologische Steuerreform, die Förderpalette 

billiger Energieträger ist sogar eine konstitutive 
Voraussetzung für Industrialisierung. Es gibt da-
her keine Industriepolitik, die keine ökologischen 
Folgen nach sich zieht. Insbesondere die Ver-
fügbarkeit von natürlichen Ressourcen wird an 
einem rohstoffarmen Standort wie Deutschland 
die industrielle Wettbewerbsfähigkeit zuneh-
mend prägen. Insofern ist der Begriff „Ökologi-
sche Industriepolitik“ vielleicht ein Pleonasmus. 
Möglicherweise wäre es sinnvoller, von einer 
 wissensbasierten und ressourceneffi zienten Indus-
triepolitik zu sprechen. Dies könnte deutlich ma-
chen, dass sich der Begriff der Ökologischen Indus-
triepolitik nicht nur auf die klassischen „Öko-In-
dustrien“ bezieht, sondern die Produk tionsbasis 
des Industriestandortes Deutschland als Ganzes 
betrifft. Dennoch scheint es für eine Übergangs-
zeit nötig zu sein, eine politische  Arena abzugren-
zen, um Ziele und Maßnahmen einer Politik zu 
formulieren, die den Begriff der Ökologischen In-
dustriepolitik mittelfristig überfl üssig, weil selbst-
verständlich, machen. Im Sinne dieser Deutung 
könnte man eine wissensbasierte und ressourcen-
effi ziente Industrie als das Ziel und Ökologische 
Industriepolitik als den Weg dahin beschreiben.

Der Staat muss zum Pionier werden

Seitdem Willy Brandt vor 50 Jahren einen  blauen 
Himmel über der Ruhr versprach, hat der Staat 
durch gezielte Maßnahmen den Schutz der Ge-
sundheit der Bevölkerung und ihrer Umwelt 
durchgesetzt. Diese Politik wurde zugleich Inno-
vationstreiber und führte zur frühen Entwicklung 
von „Vorreitermärkten“ einer wettbewerbsfähi-
gen und exportstarken Umweltindustrie.

Mit dem Klimawandel und der Ressourcenver-
knappung sind globale Herausforderungen ge-
wachsen, die nicht nur lokale nachsorgende Maß-
nahmen verlangen, sondern integrierte Lösungen. 
Dabei kann auch hier das individuelle Profi tstre-
ben mit gesellschaftlichen Nachhaltigkeitszielen 
verbunden werden. Möglicherweise stellt jedoch 
die ökologische Krise der kapitalistischen Gesell-
schaft unser Wohlstandsmodell insgesamt in Fra-
ge. Zumindest ein Verständnis von Wohlstand, 
das wie bisher ein unbegrenztes Wachstum von 
Material- und Energieverbrauch voraussetzt.

Die Schaffung von weiteren „Vorreitermärkten“ 
bleibt wichtiger Bestandteil der Ökologischen In-
dustriepolitik, greift aber für eine Pionierfunk tion 
des Staates zu kurz. Die Industriestaaten müssen 
insbesondere in Zusammenarbeit mit den rasant 
aufstrebenden Ökonomien der Schwellenländer 
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der Kreditanstalt für Wiederaufbau, Energie- und 
Materialeffi zienzagenturen des Bundes und der 
Länder, sowie den Immissionshandel. Bisher sind 
diese Elemente noch nicht zu einem stimmigen 
Gesamtbild zusammengefügt und in Teilberei-
chen durch Ausnahmeregelungen außer Kraft ge-
setzt. Durch Evaluierungen und bessere Planung 
der verschiedenen umweltpolitischen Maßnah-
menpalette sollten Widersprüche, Redundanzen 
und Überregulierungen abgebaut und mehr Ko-
härenz und Effi zienz gefördert werden. In diesem 
Zusammenhang ist der konsequente Abbau öko-
logisch-schädlicher Subventionen unerlässlich.

Exportpotenziale besser ausschöpfen

Deutschland ist bereits Weltmeister im Export 
von Umweltgütern und -dienstleistungen. Die 
globalen ökologischen Herausforderungen wer-
den insbesondere aufgrund der Wachstumsdy-
namik in den Schwellenländern international 
zunehmen und daher weiter zur Entstehung grü-
ner Absatzmärkte beitragen. Dies verspricht auch 
weiterhin Gewinne für die deutsche Umwelt-
branche. Die Krise der Automobilindustrie, die 
2007 noch vor der allgemeinen Finanz- und Kon-
junkturkrise ausbrach, hat deutlich gemacht, dass 
eine Angebotspalette, die mehrheitlich auf das 
Oberklassensegment ausgerichtet ist und die über-
wiegend aus mate rial- und energieintensiven Pro-
dukten besteht, eine ganze Branche in die Krise 
stürzen und viele Arbeitsplätze gefährden kann. 
Die deutsche Industrie sollte aus diesem eklatan-
ten Manage  ment versagen der Automobilindustrie 
lernen. Die ökologischen Rahmenbedingungen 
für den Produk tionsstandort Deutschland werden 
sich mittel- und langfristig nicht verbessern. Die 
Entwicklung cleverer, ressourceneffi zienter Lö-
sungen wird daher auch die Exportchancen für 
deutsche Produk te prägen. In diesem Sinne war 
die sogenannte Umweltprämie kein zielführen-
des Instrument im Sinne einer Ökologischen In-
dustriepolitik, sondern diente dem Abbau von 
Überkapazitäten.

Systemische Innovation beschleunigen

Staatliche Beschaffungspolitik, intelligente Markt-
einführungsprogramme und Top-Runner-Ansätze 
können zur Verbreitung von Innovationen bei-
tragen. Dabei sollte die Förderung von einzelnen 
Technologien in den Hintergrund treten zuguns-
ten der Förderung von systemischen Innovatio-
nen zur Erreichung ökologischer, ökonomischer 
und sozialer Ziele. Systemische Innovation be-
deutet, dass Forschung, Entwicklung und Ver-
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trieb neuer Produkte und Dienstleistungen sich 
nicht nur auf einzelne Technologien beziehen, 
aber auch ganze Systeme erfassen, wie z. B. Wert-
schöpfungsketten, Branchen, Bedarfsbereiche.

Dies erfordert nicht nur die Formulierung von 
politischen Zielen und die Schaffung ökonomi-
scher Rahmenbedingungen auf Makro-Ebene, 
sondern eine Strukturpolitik, die diese Ziele auf 
Meso-Ebene (z. B. Wertschöpfungsketten, Bran-
chen, Bedarfsbereiche) herunterbricht, so dass die-
se auch auf Mikro-Ebene (also bei den Unterneh-
men und Haushalten) ankommen. Für das dafür 
notwendige Zusammenwirken von staat licher 
Wirtschaftsförderung, Wissenschaft und Unter-
nehmen bieten insbesondere die Instru men te der 
Europäischen Regional- und Forschungs politik 
ungenutzte Potenziale. Insbesondere ein syste-
misches Zusammenwirken mit der Regionalpoli-
tik der Länder ist hier von zentraler Bedeutung. 

Innovationsfi nanzierung für Unterneh-
men, Forschung und Politik verbessern

Eine Ausrichtung der Innovationsförderung auf 
systemische Innovationen würde auch die Ziel-
gruppe von Innovationsfi nanzierung erweitern. 
Es stünden nicht nur einzelne Unternehmen im 
Zentrum, sondern auch deren innovatives Um-
feld (Cluster). Die Förderung würde also nicht 
nur in einzelnen Unternehmen ansetzen, son-
dern gleichzeitig auch deren Zusammenarbeit 
mit Forschungseinrichtungen und politische 
Rahmenbedingungen betrachten. Bisher fördern 
Forschungsprogramme gerne die Zusammenar-
beit zwischen Forschungseinrichtungen und Un-
ternehmen. Wie die Erfahrungen mit dem EEG 
gezeigt haben, ist für Innovation nicht nur eine 
 Optimierung von Forschung, Entwicklung und 
Demonstration wichtig, ausschlaggebend für die 
Durchdringung des Marktes ist oft die Anpassung 
politischer Rahmenbedingungen.

Leitmärkte schaffen und 
Apollo-Projekte entwickeln

Sogenannte Leuchtturm- oder Apollo-Projekte 
sind meistens auf einzelne Technologien (z. B. 
Biotreibstoffe, Elektromobilität) oder gar Objekte 
fi xiert (z. B. Transrapid, Metrorapid). Die Betrei-
ber versprechen sich davon oft Prestigege winne, 
nicht zuletzt bei der eigenen Klientel und Wäh-
lerschaft. Diese Objektfi xierung steht oft im Ge-
gensatz zum oft zitierten Vorbild aus der Raum-
fahrt. Präsident Kennedy hatte durch seine 
Defi nition der „neuen Grenzen“ (New Frontiers) 
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von Entscheidungsträgern „revolutionäre“ Kon-
sequenz. Zurzeit wird die Wirksamkeit verschie-
dener Instrumente oft durch Ausnahmeregelun-
gen und Maßnahmen anderer Ressorts abgefedert 
und konterkariert. Dies macht ökologische 
 Industriepolitik ineffi zient, teuer und unglaub-
würdig. Andererseits müssen soziale Härten 
 minimiert und abgefedert werden. Eine Ökolo-
gische Industriepolitik sollte daher die Verlierer 
berücksichtigen, sich aber auch zu Klarheit und 
Kon sequenz durchringen. Deshalb ist neben der 
Entwicklung von Instrumenten und der Formu-
lierung stringenter Politiken auch die Schaffung 
eines gesellschaftlichen Konsenses von Nöten.

Bisher hat der Standort Deutschland durch Um-
weltpolitik gewonnen. Die traditionelle Umwelt-
politik und Ökologische Industriepolitik verbes-
serten die Lebensqualität in Deutschland spürbar 
und förderten das rasante Wachstum einer wett-
bewerbsfähigen Industrie mit zahlreichen Ar-
beitsplätzen. Cluster und Strukturen entstehen, 
die jetzt schon Innovationen einer wissensbasier-
ten und ressourceneffi zienten Industrie generie-
ren. Instrumente und Maßnahmen wirken, die 
im Ausland viel Beachtung fi nden und zum Teil  
sogar schon kopiert werden. Viele Instrumente 
und Institutionen der Ökologischen Industrie-
politik haben einmalige Kooperationsformen 
und -kulturen hervorgebracht, wie z. B. das nord-
rheinwestfälische REN-Programm, Effi zienz agen-
turen oder die auf Mitbestimmung beruhenden 
Maßnahmen zur Förderung der betrieblichen 
 Ressourceneffi zienz des DGB. Es spricht vieles 
 dafür, dass der Standort Deutschland einmalige 
Qualitäten der Zusammenarbeit und Vorteile bei 
der Clusterung der Institutionen aus Wissen-
schaft, Wirtschaft und Politik hat. Ökologische 
Industriepolitik kann im 21. Jahrhundert den be-
reits erreichten Vorsprung des Vorreiters sichern 
und ausbauen, um damit die Innovations- und 
Wettbewerbsfähigkeit am Produktionsstandort 
Deutschland zu fördern und Arbeitsplätze zu 
schaffen.

eben nicht die Förderung einer bestimmten Ra-
ketentechnologie proklamiert, sondern das Ziel, 
einen Menschen auf den Mond zu schicken. 
Ähnlich müssten in Deutschland ehrgeizige Ziele 
und Apollo-Projekte technologie offen defi niert 
werden (z. B. CO2-neutrale Mobi lität).

Politikintegration für Öko-Innovation 

Das Ziel einer wissensbasierten und ressourcen-
effi zienten Industrie muss eine neue Qualität der 
Zusammenarbeit zwischen Unternehmen, Politik, 
Forschung und Lehre erreichen. Dies setzt bei-
spielsweise eine Integration und ökologische Aus-
richtung der in Europa weit entwickelten Wirt-
schafts- und Wissenschaftsförderung voraus. So 
könnte auf Bundes- und Länderebene die Um set-
zung des EU-Forschungsrahmenprogramms und 
die Programmierung der EU-Strukturfonds auf ein-
ander abgestimmt werden, wie es z. B. der Europä-
ische Ausschuss für Wissenschaftliche und Tech-
nische Forschung empfohlen hat.3 Ohne eine kon-
sequent ökologische Ausrichtung der Forschungs- 
und Strukturpolitik ist eine wissens basierte und 
ressourceneffi ziente Industrie nicht zu erreichen.

Neben der Wirtschafts- und Forschungsförderung 
betrifft Ressourceneffi zienz viele andere Bereiche 
der Politik, wie z. B. Landwirtschaft, Außenhandel, 
Energie, Verkehr und Logistik. Dies verlangt politi-
sche Führung und eine kooperative Kultur in der 
Kommunikation zwischen den Ressorts. Sie ver-
langt auch neue interdisziplinäre Ansätze in For-
schung und Lehre sowie die Integration ökologi-
scher Belange in Aus- und Weiterbildung. Auch die 
Sozialpartnerschaft muss genutzt werden, um die 
ökologische Modernisierung indus trieller  Branchen 
in Deutschland und Europa zu beschleunigen.

Die Dritte Industrielle Revolution

Die „Dritte industrielle Revolution“, die das Me-
morandum 2006 gefordert hatte, wird Gewinner 
und Verlierer hervorbringen und verlangt dabei 
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